2.2. Die deutsche Türkeipolitik

Deutsch-kurdische Geschichte ist immer auch die Geschichte der deutsch-türkischen Beziehungen. Es ist die Geschichte eines widersprüchlichen und wechselhaften Verhältnisses. Sie beginnt mit den Kreuzzügen, führt über die Kämpfe des christlichen Abendlandes gegen das osmanische Heer vor Wien bis zur Ausbildung der osmanischen Armee durch preußische Offiziere. Seitdem ist die Geschichte der deutschen Türkeipolitik eine Geschichte der Unterstützung des jeweils herrschenden Regimes - erst im Osmanischen Reich und später in der Türkischen Republik -, um den deutschen Einflussbereich nach Osten auszudehnen. In zwei Weltkriegen versuchte Deutschland, über die Türkei an Rohstoffquellen im Nahen und Mittleren Osten heranzukommen. Deutschland zog das Osmanische Reich in den Ersten Weltkrieg hinein. Dieser Waffenbrüderschaft folgte eine wirtschaftlich-militärische Zusammenarbeit bis kurz vor Ende des Zweiten Weltkriegs. Während des Kalten Krieges half die Bundesrepublik, im Rahmen der NATO die Türkei als Bollwerk gegen die Sowjetunion auszubauen. Die deutsche Türkeihilfe umfasste Milliardenkredite, Waffenlieferungen und „interkulturelle“ Ausbildungshilfe türkischer Spezialkommandos durch die GSG 9 zu Lasten der kurdischen Bevölkerung.

Der Völkermord an den Armeniern war deutschen Diplomaten, Offizieren und In​genieuren der Bagdadbahn bekannt. Er wurde vom Deutschen Reich geduldet, verschwiegen und gegenüber der Weltöffentlichkeit genauso wie die Massaker an der kurdischen Zivilbevölkerung als innertürkische Angelegenheit gedeckt. „All diese dunklen Kapitel in der Geschichte der in​terethnischen Kommunikation im Osmanischen Reich bleiben unter den meisten deutschen wie türkischen Befür​worterInnen interkultureller Lernkonzepte in der Bundesrepublik weitgehend tabu.“ (Schweitzer 1994, S. 23) Der türkische Militärputsch von 1980 wurde durch die deutsche Regierung ausdrücklich begrüßt.

Anknüpfend an gemeinsamen geostrategischen Interessen besteht seit mehr als einem Jahrhundert eine Tradition guter Beziehungen zwischen den jeweiligen deutschen und türkischen Regierungen. Diese Beziehungen änderten aber nichts daran, dass die Menschen aus der Türkei, die seit 40 Jah​ren in die Bundesrepublik immigrieren, zunächst als nichts anderes als billige Arbeitskräfte angesehen wurden. Erst langsam wird damit begonnen, ihnen rechtlich und ideologisch einen Status als Einwanderer zuzuerkennen. 

2.2.1. Die „christliche Außenpolitik“ gegenüber dem 

Osmanischen Reich

Ab Mitte des 15. Jahrhunderts begann sich eine „christliche Außenpolitik“ gegenüber dem Osmanische Reich herauszubilden. Um die Bevölkerung gegen die Türkengefahr zu mobilisieren, wurde systematisch das Bild des Türken als militärische und religiöse Bedrohung produziert. Durch die Kirche wurde die Propaganda gegen die Türken bis ins letzte Dorf getragen. Dort wurde in den Gottesdiensten immer aufs neue ein grausames bedrohliches Türkenbild heraufbeschworen. Der Türke wurde zum Symbol des Heiden und Ungläubigen. Luther und die katholische Kirche knüpften gleichermaßen an der Angst vor den Türken an, um angesichts der Bedrohung zu Buße und zur religiösen Umkehr zu mahnen. Relikte aus dieser Zeit finden sich in unserem Wortschatz, z.B. „Kruzitürk“, „Kümmeltürke“, „wie die Türken hausen“ oder „getürkt werden“. Bis heute gelten die Türken in der Darstellung der Kreuzzüge und der Belagerung Wiens als die Bedrohung des christlichen Abendlands. 

Die Niederlage des osmanischen Heeres, nach dem zweiten Versuch Wien zu erobern
, markiert den Wendepunkt des Osmanischen Reichs. Die Türken waren von da an keine Gefahr mehr für das christliche Abendland. Die militärische Überlegenheit ließ zahlreiche Spottlieder wie das bekannte Kinderlied „C.A.F.F.E.E., trink nicht so viel Caffee“ auf die Türken entstehen (Spohn 1992).

80 Jahre nach der Niederlage von Wien reiste der osmanische Botschafter Resmi Ahmed Efendi nach Berlin. Er und sein Gefolge erweckten großes Aufsehen. Der Besuch fiel in eine Zeit, die dem „Orient“ mit fasziniertem Interesse begegnete. Berichte der Orientalisten verknüpften sich mit Haremsphantasien und anderen auf den Märchen aus „Tausend und einer Nacht“ aufbauenden Projektionen. Musikinstrumente der Marschmusik der Janitscharen wie Triangel, Schellenbaum und Kesselpauke hielten in Europa Einzug. Musikstücke „a la Turca“ wurden komponiert. Das bekannteste Beispiel der Türkenmode wurde Mozarts Oper „Die Entführung aus dem Serail“, die vom österreichischen Kaiser Joseph II. anlässlich des 100. Jahrestages der Belagerung Wiens in Auftrag gegeben wurde. 

2.2.2. Das deutsche Expansionsinteresse im 19. Jahrhundert

Deutschland trat erst im 19. Jahrhundert als neue Macht in Konkurrenz zu den Industrienationen Frankreich und England auf den Plan der Weltpolitik, als die Länder Asiens, Afrikas und Mittel- und Lateinamerikas bereits unter den alten Kolonialmächten Frankreich, Portugal, Holland, England, Österreich-Ungarn und Russland aufgeteilt waren.

Für eine deutsche Kolonial- und Expansionspolitik war im wesentlichen nur der Landweg nach Osten und Südosten über den Balkan in das Osmanische Reich geöffnet. Diese mittlerweile als klassisch anzusehende deutsche Expansionspolitik
 bestimmt bis in die heutigen Tage die deutsche europäische Großraumpolitik. Die Zangenbewegung, auf der einen Seite entlang der Ostseestaaten gegen Russland und auf der anderen über den Balkan, den Donauraum, Georgien bzw. die Türkei an den Persischen Golf, in den Kaukasus und nach Zentralasien, wurde von Deutschland in zwei Weltkriegen praktiziert. Nach dem Zweiten Weltkrieg bestimmte diese Politik bis zur Vereinigung mit der DDR 1990 zunächst ökonomisch, heute schon wieder geostrategisch die europäische Neuordnungspolitik der Bundesrepublik. 

Früh erkannten führende Wirtschaftspolitiker die Notwendigkeit der Ausdehnung von Absatzmärkten, der Erwerbung von Rohstoffgebieten und der Durchsetzung dieser Politik gegen das zaristische Russland, England und Frankreich als notwendige Voraussetzung der Entwicklung der nationalen Industrie. Unermessliche Reichtümer lockten im Südosten: Vermutet wurden die ersten Ölvorkom​men in Persien, entdeckt waren die Ölfelder von Baku, erste Ölbohrungen wurden bei Mossul und Kirkuk durchgeführt, Mangan-, Kohle- und Chromvorkommen lockten in Transkaukasien und Anatolien, Baumwoll- und Tabakernten in weiten Teilen des Osmanischen Reiches. Zu den riesige Absatzmärkten bis nach Asien und in den afrikanischen Raum nahm die Türkei die Schlüsselstellung ein. 

Die Interessen Deutschlands und der Türkei trafen sich an mehreren Punkten: Deutschland wie der Türkei lag daran, den französischen und englischen Einfluss zurückzudrängen. Deutschland wollte die Konzessionen für den Straßen-, Eisenbahn- und Hafenbau, um den Landweg zu kontrollieren. Die Türkei brauchte Transportstrecken, die allein schon wegen der Größe des Osmanischen Reiches notwendig waren, um die überall im Reich ausbrechenden Unruhen militärisch zu bekämpfen.

Deutschland wollte militärisch festen Fuß in der Türkei fassen, um seine Interessen abzusichern. Die Armee der Türkei befand sich in einem Zustand der Auflösung. Mit dieser Armee konnte der Bestand des Osmanischen Reich nicht geschützt werden. 

Die erste deutsche Ausbildungshilfe für die desolate osmanische Armee erfolgte 1835-39 durch die Entsendung des Generalfeldmarschall Helmuth von Moltke als Instrukteur der türkischen Truppen nach Konstantinopel durch den preußischen König Friedrich Wilhelm II. Der osmanische Sultan Mahmud II. hoffte, durch eine Neustrukturierung der Armee gegen die rebellischen Kurden vorgehen und verlorene Provinzen wiedergewinnen zu können. Moltke beteiligte sich als Berater der Taurus-Armee u.a. an einem Zug gegen vom Sultan abtrünnige Kurdenfürsten. Er berichtet von der Strafexpedition: 

„Der Widerstand gegen die Kurden war ... nicht so allgemein beseitigt, wie wir gehofft hatten. ... Ich war währenddessen zu Hafiß-Pascha geritten, ... dorthin brachte man die Trophäen und Gefangenen; Männer und Weiber mit blutenden Wunden, Säuglinge und Kinder jeden Alters, abgeschnittene Köpfe und Ohren, alles wurde den Überbringern mit einem Geldgeschenk von 50 bis 100 Piastern bezahlt. ... der schweigende Kummer der Kurden, die laute Verzweiflung der Weiber gewährten einen herzzerreißenden Anblick.“ (Moltke 1984, S. 258 ff.)

Die „Stunde der Deutschen“ schlug spätestens auf dem Berliner Kongress 1878, der nach dem ver​lorenen Krieg der Türkei gegen die Balkanstaaten und Russland die Verhältnisse auf dem Balkan unter Federführung Bismarcks neu regelte. Der deutsche Reichskanzler Bismarck verhinderte die völlige Aufteilung der Türkei.

Zur Verfechtung ihrer Interessen infiltrierten die deutschen Militärs und Verwaltungsfachleute den osmanischen Staatsapparat, was angesichts der maroden Verhältnisse kein Problem war. Die von ihnen durchgeführte „Reorganisation“ des osmanischen Heeres lag ab 1882 vollständig in den Händen preußischer Offiziere. Sie nutzten ihre Stellung aus, um die türkische Armee mit deutschen Handfeuerwaffen und Kanonen auszurüsten. Die Waffenlieferungen musste die Türkei über deutsche Kredite finanzieren (Wallach 1976, S. 52 ff.).

Zur Absicherung seiner ökonomischen und militärischen Interessen sicherte sich das Deutsche Reich die Rechte zum Eisenbahnbau im Osmanischen Reich. 1889 erwarb die Deutsche Bank das erste Eisenbahnunternehmen. Nach dem Bau der Anatolischen Bahn von Istanbul nach Konya folgte ab 1903 der Bau der Bagdadbahn von Konya nach Bagdad. Der Bau lag ausschließlich in der Hand deutscher Konzerne und deutscher Ingenieure. Sie sorgten dafür, dass das Eisenbahnwesen des Osmanischen Reichs „nicht nach türkischen, sondern ausschließlich nach westeuropäischen Interessen organisiert“ wurde (Helffrich 1923).

Paul Rohrbach, Mitarbeiter der „Pressestelle für Auslandsdienst“ der Militärischen Stelle des Auswärtigen Amtes, beurteilt die deutsche Politik rund um den Bau der Bagdadbahn: „Einzig und allein eine politisch und militärisch starke Türkei ermöglicht es uns, dafür zu sorgen, dass die großen Aussichten, welche sich in den Ländern am Euphrat und Tigris für die Vergrößerung unseres Nationalvermögens und die Verbesserung unserer wirtschaftlichen Bilanz bieten, auch wirklich mit einiger Sicherheit in die Sphäre der realen Existenz übergehen können. Für eine schwache Türkei keinen Pfennig, für eine starke, soviel nur irgend gewünscht wird. Sobald man nun überhaupt die ganze Frage etwas näher erwägt, so kommt man vom deutschen Standpunkt aus sehr schnell dahin zu sagen, dass es überhaupt eine Thorheit ohne gleichen wäre, wenn wir 

nicht mit aller Energie das unsrige dazu täthen, gleichfalls einen Anteil an den Früchten der Wiedererstehung der alten Kulturen in Mesopotamien, Syrien und Babylonien zu bekommen. ... Anderseits ist es natürlich nicht denkbar, dass wir das gesamte Gebiet des türkischen Reiches wirtschaftlich für uns monopolisieren. Es muss also eine Teilung der Interessensphären eintreten. ... Selbstverständlich soll damit nicht gesagt sein, dass eine politische Teilung der Türkei in Frage steht, vielmehr soll ja gerade die politische Integrität des Reiches zusammen mit der militärischen Kraft durch die Bahnbauten gestärkt werden.“ (Rohrbach 1916, S. 134 ff.)

Mit Begeisterung wurde diese Politik in der deutschen Presse gefeiert: „Nur die Türkei kann das Indien Deutschlands werden ... Der Sultan muss unser Freund bleiben, natürlich mit dem Hintergedanken, dass wir ihn ‘zum Fressen gern’ haben ... Der ‘kranke Mann’ wird gesund gemacht, so gründlich kuriert, dass er, wenn er aus dem Genesungsschlaf erwacht, nicht mehr zum Wiedererkennen ist. Man möchte meinen, er sehe ordentlich blond, blauäugig germanisch aus. Durch unsere liebende Umarmung haben wir ihm so viel deutsche Säfte einfiltriert, dass er kaum noch von einem Deutschen zu unterscheiden ist. So können und wollen wir die Erben der Türkei werden ... Wir pflegen den Erblasser getreulichst bis zu seinem Tode ... Ein reiches Erbe steht uns bevor.“
 
2.2.3. Deutsch-türkische Waffenbrüderschaft im Ersten Weltkrieg

Das Deutsche Reich zwang das Osmanische Reich an seiner Seite in den Ersten Weltkrieg. Damit setzte „eine wahre Überflutung der Türkei durch Deutsche ein“ (Pomiankowski 1969, S. 53). Diese Abhängigkeiten führten zur Bestimmung großer Teile der Kriegführung der Türkei durch das Deutsche Reich. Die türkische Armee stand im Ersten Weltkrieg zu weiten Teilen unter dem Kommando deutscher Offiziere. General Liman von Sanders als Chef der deutschen Militärmission unterstand direkt dem Kriegsminister und war mit nahezu unumschränkten Vollmachten über die osmanische Armee ausgestattet. Neben von Sanders gehörten die Offiziere von Falkenhayn und von der Goltz dem „Kriegsrat“ und dem Generalstab der Türkei an. Oberster Kommandeur war Enver Pascha, der in Berlin als Militärattaché gewesen war und „wie ein Deutscher dachte“ (Kaya 1997, S. 16).

Da die Türkei mit Frankreich, England und Russland sowie später auch mit den USA im Krieg stand, blieben als einzige große Handelspartner und Kreditgeber das Deutsche Reich und seine Verbündeten. Die Rüstungsmaßnahmen der Türkei und der fieberhafte Ausbau der strategisch wichtigen Eisenbahnlinien ließen die Verschuldung der Türkei bis 1917 bei deutschen Banken auf drei Milliarden Reichsmark steigen. Das Kriegsende mit der Niederlage der Mittelmächte (Deutsch​​land, Österreich-Ungarn, Bulgarien, Türkei) verhinderte die Pfändung nahezu aller Bodenschätze durch das Deutsche Reich und seine Banken.

Auch vor einer Duldung, teilweise sogar der Beteiligung
 an den Völkermordoperationen der türkischen Armee an den Armeniern schreckten die deutschen Offiziere nicht zurück. Während der Armenierverfolgungen befanden sich deutsche Offiziere in verantwortlichen Stellungen im türkischen Generalstab und obersten Kriegsrat. Obwohl deutsche Behörden zweifellos davon wussten, gab es keine Proteste deutscher Behörden. Der bayerische Offizier Freiherr Kreß von Kressenstein beklagt, dass durch das Schweigen zu der Armenierverfolgung die Deutschen „gewissermaßen zu Mitschuldigen“ wurden. „Nicht mit Unrecht haben unsere Feinde und die Neutralen uns der stillschweigenden Duldung angeklagt, nachdem die deutsche Presse auch nicht den leisesten Protest gegen die Art und Weise, in der die Armenierverschickungen durchgeführt wurden, bringen durfte.“ (Kreß von Kressenstein 1938, S. 138) Die Dokumentation von Johannes Lepsius „Bericht über die Lage des armenischen Volkes in der Türkei“ wurde von der deutschen Militärzensur im Sommer 1916 schneller verboten, als der Protest des türkischen Botschafters im Auswärtigen Amt einging (Goltz 1989, S. 4 ff.). 

Während der Rückführung der deutschen Truppen wurde Liman von Sanders sechs Monate von den Engländern wegen einer Mitschuld an den Armeniermassakern auf Malta festgehalten. Er wur​de in den Anklagestand versetzt, weil er als Mitglied des türkischen Kriegsrates dafür die Verantwortung trage (Wallach 1976, S. 114 ff. u. S. 121 ff.).

2.2.4. Deutsch-türkische Beziehungen während des Nationalsozialismus

Schon 1924 nahm die Weimarer Republik wieder Beziehungen zur Türkei auf. Deutsche Offiziere wurden erneut in die Türkei abgeordnet und unterrichteten an der Kriegsschule in Yildiz. Fast das gesamte mittlere und höhere Offizierskorps ging durch die Hände deutscher Ausbilder. Der Nachrichtendienst der türkischen Armee wurde vom Chef des deutschen militärischen Geheimdienstes während des Ersten Weltkriegs, Oberst Nicolai, aufgebaut.
 

Drei Jahre nach der Wiederaufnahme der politischen Beziehungen zur Türkei war Deutschland wieder einer der größten Handelspartner der Türkei geworden. Nach der Freigabe deutscher Kapitalanlagen konnte diese Position in den Folgejahren bis hin zur völligen Kontrolle des Türkeihandels ausgebaut werden. Auch nach der Machtergreifung der Faschisten 1933 blieb die Türkei deutscher Verbündeter. Die Nationalsozialisten sahen in der Türkei eine Absicherung ihrer Aufmarschbase im Mittelmeer, auf dem Balkan und im Kaukasus. Wenn nicht aktiv auf der Seite Deutschlands, sollte die Türkei zumindest neutralisiert werden. Ansonsten wurde der Türkei vom deutschen Faschismus der Status eines rohstoffexportierenden Agrarlandes zugedacht. 

Bis 1938 baute Deutschland seine ökonomische Vormachtstellung in der Türkei erheblich aus. Der Handel mit der Türkei steigerte sich dermaßen, dass die deutschen Konzerne bald ein Aufkaufmonopol an Agrar- und industriellen Rohstoffen hatten. Beim Industrialisierungsprogramm wie bei der Rüstung setzten die deutschen Konzerne auf die Abhängigkeit einer mit deutschen Waffen ausgerüsteten Armee. Ersatzteile, Munition sowie technische Daten mussten von der Türkei bestellt, Spezialisten und Instrukteure angefordert werden. Diese arbeiteten am Bau von Bahnstrecken, Brücken, Kraftwerken und errichteten ganze Industriekomplexe. Wie beim Bau der Bagdadbahn verschafften diese Berater den deutschen Konzernen zahlreiche Aufträge und versuch​ten, den Wirtschaftsaufbau der Türkei nach deutschen Interessen zu steuern.

Mit dem ehemaligen Reichskanzler von Papen sandte das NS-Regime einen wichtigen Mann als Botschafter in die Türkei. Das zeigt die Bedeutung, die die Nazis in ihren Weltmachtplänen der Allianz mit der Türkei beimaßen. Von Papen gelang es zwar nicht, die Türkei an der Seite der deutschen Faschisten in den Krieg zu ziehen, aber es gelang ihm, die für die Kriegsproduktion 

wich​​tigen türkischen Chromlieferungen
 bis 1944 aufrechtzuerhalten und die Türkei zu neutralisieren. Da sich die Türkei bis kurz vor Kriegsende neutral verhielt, musste Deutschland keine Truppen zur Sicherung gegen die Türkei abstellen. Die Türkei war für das faschistische Deutsch​land eine Flankendeckung
, die verhinderte, dass die Westalliierten die UdSSR über die Meerengen und Kleinasien materiell unterstützen konnten (Glasneck 1968, S. 73 f.).

Auch Keskin, der bemüht ist, das Verhalten der Türkei im Zweiten Weltkrieg zu rechtfertigen, muss zugeben: „Als die Hitlerarmee bis tief in die Sowjetunion vordrang, konnten die Alliierten der Roten Armee nicht durch die Meerengen zur Hilfe kommen, ein Hindernis, das einen schnellen Sieg über Hitler verhindert hat. Aber die Türkei befürchtete, in diesem Falle nicht zu unrecht, den Einmarsch der an der Westgrenze der Türkei stehenden deutschen Truppen.“ (Keskin 1978, S. 111)

Ein wenig bekanntes Kapitel deutsch-türkischer Kooperation ist die Förderung panturanistischer
 Kräfte in der Türkei. Deutschland ging davon aus, „dass eine panturanistisch orientierte Türkei zwangsläufig eine pro-deutsch orientierte Türkei sein müsse.“ (Krecker 1964, S. 218 f.) Um die geplante Kolonialisierung der Krim, des Erdölgebiets von Baku und des Wolgagebiets abzusichern, förderten die deutschen Faschisten gemeinsam mit der Türkei eine panturanistische Bewegung. Zu diesem Zwecke begann der deutsche Botschafter von Papen ab 1941, eine umfassende Presse- und Rundfunkkampagne in der Türkei zu finanzieren, die recht rasch auf fruchtbaren Boden fiel. Pantürkische Jugendorganisationen wurden von der deutschen Botschaft unterstützt. In Berlin fanden inoffizielle Verhandlungen mit Pantürkisten statt. 

Gestützt auf die panturanistische und faschistische Bewegung in der Türkei, den türkischen Generalstab und die Exilorganisationen aus dem Kaukasus rekrutierten der deutsche Generalstab und die SS Armee-Einheiten aus türkischen Freiwilligen und turkstämmigen Gefangenen der Roten Armee. Insgesamt meldeten sich fast 200.000 Freiwillige aus dem Kreis der turkstämmigen Kriegsgefangenen. 1944 wurde ein „Osttürkischer Waffenverband“ als eine Einheit der Waffen-SS aus vier Regimentern
 gebildet. Erst nach den Niederlagen der deutschen Armee an der Ostfront und dem Vorrücken der Roten Armee ab 1943 setzten Maßnahmen der türkischen Regierung gegen die faschistischen und panturanistischen Organisationen ein. 

Als die Niederlage Deutschlands absehbar war, brach die Türkei im August 1944 die diplomatischen Beziehungen zu Deutschland ab. Um eine weitere Isolierung zu verhindern und in den Genuss der US-amerikanischen Wirtschaftsunterstützung zu kommen, erklärte die Türkei Deutschland und Japan am 23. Februar 1945 noch den Krieg (Jäschke 1955, S. 40). Eine militärische Be​tei​ligung folgte aber nicht daraus.

2.2.5. Integration der Türkei ins westliche Bündnissystem 

Für die NATO und das westliche Bündnissystem kam der Türkei gleich nach dem Kriege eine wesentliche Schlüsselposition zu. Sie deckte die Südostflanke gegen die Sowjetunion und gegen das im östlichen Bündnissystem integrierte Bulgarien ab und entwickelte sich zum Garanten der politischen, ökonomischen und militärischen Interessen der Westmächte im Nahen und Mittleren Osten.
 Der militärische Ausbau zu einem antisowjetischen Bollwerk im Sinne der Truman-Doktrin verschaffte der Türkei notwendige Kredite sowie Wirtschafts- und Militärhilfen. Die Kreditvergabe machten die USA von der Aufgabe des in den zwanziger und dreißiger Jahren begonnenen türkischen Industrialisierungsprogramms abhängig. So lehnten die US-Berater den Bau einer Fabrik für Lokomotiven ab: „Der Wunsch eines Agrarstaates, Lokomotiven zu bauen, während die für die Landwirtschaft notwendigen Stahlpflüge und ähnliches nicht hergestellt werden können, ist nicht zeitgemäß.“ (zit. n. Keskin 1981, S. 118) Der Aufbau einer Leichtindustrie für landwirtschaftliche Maschinen wurde von den US-Wirtschaftsexperten aber auch nicht unterstützt. Die Türkei sollte den USA allein als Rohstoffbasis und Absatzmarkt von Fertigprodukten dienen. Im Verteidigungs- wie im Wirtschaftsbereich nahmen amerikanische Experten Schlüsselstellen in den entsprechenden Ministerien ein. 

Noch 1949 kam das erste Handelsabkommen mit der gerade gegründeten Bundesrepublik zustande. Schnell entwickelte sich der Warenhandel mit der BRD. Schon drei Jahre später war Deutschland wieder der größte Handelspartner im Warenaustausch mit der Türkei. Mit leichten Schwankungen wurde die Stellung bis heute ausgebaut. 

In der Zeit von 1952 bis 1959 wurden dann ehemalige deutsche Firmen wie MAN, AEG und Siemens, Banken und Versicherungen, die unter der Treuhänderschaft der Türkei gestanden hatten, sowie die zu Kriegsende beschlagnahmten Grundstücke an ihre Besitzer zurück- und die beschlagnahmten Privatguthaben freigegeben. Sofort war eine Basis für Kapitalinvestitionen vorhanden. Alte Kreditverpflichtungen der Türkei gegenüber dem Kaiserreich und dem faschistischen Deutschland wurden wieder in Kraft gesetzt. Die Türkei hatte wieder Schulden bei deutschen Banken und Konzernen. Darunter fielen auch die alten Schuldtitel aus der osmanischen Zeit. Der letzte Pfennig des Kredites für die Bagdadbahn wurde erst Ende 1954 getilgt (Jäschke 1955, S. 4 ff.).

Die USA verweigerten der Türkei Unterstützung für den Aufbau einer Industrie zur Verarbeitung der eigenen Rohstoffe. Deutsche Konzerne nutzten diesen Widerspruch zwischen der Türkei und den USA aus. Mit deutschen Krediten konnte in den 50er Jahren eine eigene Zucker- und Zementindustrie aufgebaut werden. Der Krupp-Konzern finanzierte den Aufbau eines Eisen- und Stahlwerkes in Karabük. Ein weiterer Kredit über 50 Mill. DM wurde für den Bau der Ölpipeline vom Irak nach Iskenderum, den die deutsche Firma MAN ausführte, verwendet (Jäschke 1955, S. 31 ff.). Es folgten fast jährlich weitere Kredite. Bis 1964 investierte die Bundesrepublik rund eine Milliarde DM in der Türkei. Nach dem Beitritt der Bundesrepublik zur NATO 1955 begannen auch wieder die Waffengeschäfte mit der Türkei.

2.2.6. Die Bundesrepublik übernimmt die Führungsrolle in der 

westlichen Türkeipolitik

Durch die Verpflichtungen aus den hohen Auslandsschulden war der türkische Staat 1960 bankrott. Daraufhin übernahmen OEEC- bzw. NATO-Experten die Kontrolle über die türkische Wirtschaft. Der Wirtschaftspolitiker von Mangold wurde zum OEEC-Kommissar für die Türkei bestimmt. Er führte die Umschuldungsverhandlungen mit der Türkei. Die türkischen Staatsausgaben mussten von ihm genehmigt werden (Jäschke 1955, S. 97). Die hohe Inflationsrate und die Verknappung der Lebensmittel führten in der Türkei zu Unruhen und zu Streiks in Betrieben und an Hochschulen. Das Militär putschte unter Führung der türkischen NATO-Generäle Güreþ und Türkeþ.
 Drei Tage später wurde die neue Militärregierung durch die USA, Großbritannien, Frank​​reich und die Bundesrepublik anerkannt und erhielt von Deutschland einem 200 Mill. DM Kredit. 

In der Europäischen Wehrkunde schrieb der wehrpolitische Gutachter der Bundeswehr von Zitzewitz 1966: „M.E. sollten solche Hilfen der Bundesrepublik vordringlich auch dazu dienen, die europäische Südflanke der NATO, also die Länder rund um das Mittelmeer, von wirtschaftlicher Not, sozialer Unruhe und damit von maßgeblichem kommunistischen Einfluss freizuhalten. Den Eckpfeiler dieser Südflanke bildet politisch und militärisch die Türkei. Sie ist nicht mehr, wie es häufig in deutschen Zeitungsberichten und Rundfunksendungen fälschlicherweise heißt, der kranke Mann am Bosporus, sondern das Entwicklungsland der NATO, das mit Recht tatkräftige Hilfe seiner europäischen Bündnispartner erwartet.“

Durch die Anbindung an die EG nach 1963 löste sich die Türkei zunehmend von der ökonomischen Abhängigkeit der USA und tauschte diese gegen eine Anbindung an die EG-Staaten, vor allem an die Bundesrepublik ein (Schmitt 1988, S. 43 f.).

Ein neuer Aspekt der deutsch-türkischen Beziehungen entstand mit der Anwerbung von Arbeitskräften. Die Türkei litt unter extremen Devisenmangel und hoher Arbeitslosigkeit, in der Bundesrepublik benötigten die Konzerne für ihre weitere wirtschaftliche Expansion ein großes Arbeitskräftereservoir da durch den Zweiten Weltkrieg und durch die Schließung der DDR-Grenze der westdeutschen Industrie Arbeitskräfte fehlten. So kam es 1961 zum Abschluss mehrerer Abkommen über die Beschäftigung türkischer Arbeiter in der Bundesrepublik.
 Die Arbeitsämter richteten Außenstellen in der Türkei ein und warben Arbeitskräfte an. Der Arbeitskräfteexport der Türkei wurde zum größten Devisenbringer für die Türkei. Zu „exportierende Menschen“ gab es genug in der Türkei.
 Bis 1987 wurden offiziell über die Arbeitsämter 518.400 Arbeitskräfte in der Türkei für die Bundesrepublik angeworben (Schmitt 1988, S. 37 f.).

Ausgelöst durch die für die breite Mehrheit in der Türkei wirtschaftlich unhaltbaren Zustände und sicher auch motiviert durch die Kämpfe von Befreiungs- und Widerstandsbewegungen auf der ganzen Welt entstand eine neue Gewerkschafts-, Bauern-, Studenten- und Oppositionsbewegung sowie eine neu entfachte kurdische Bewegung. Zwischen 1960 und 70 fanden zahlreiche Streiks, Demonstrationen und Fabrikbesetzungen statt. Sie richteten sich gegen die jährlich steigenden Reallohnsenkungen und kämpften für gewerkschaftliche Organisationsrechte. Bauern besetzten Straßen und Ländereien. Sie forderten eine Boden- und Landreform. Studenten protestierten gegen das reaktionäre Hochschulsystem. Es kam zur großen Oppositionsbewegung gegen die NATO unter der Parole „NATO-Nein“ und für eine demokratische Türkei. Die Regierung unter Demirel schlug diese Proteste teilweise mit Hilfe des Militärs gewaltsam nieder.

Da Kapitalanlagen infolge der politischen Lage in der Türkei und der Unruhen in den kurdischen Gebieten nicht mehr sicher waren, stagnierte die wirtschaftliche Zusammenarbeit in den 60er Jahren. 

Die NATO-Länder sorgten sich um den Erhalt der NATO-Südostflanke angesichts immer stärkerer Oppositionsbewegungen. Bei der Sicherung ihrer Interessen vertrauten sie auf das türkische Militär. „Unruhen auf dem Lande“, so Bundeswehrberater von Zitzewitz, „braucht die Regierung trotz beginnender kommunistischer Wühlarbeit weniger zu befürchten. Denn in fast jedem türkischen Dorf liegt mindestens eine Gruppe Gendarmerie.“ (von Zitzewitz 1966)

Die Entstehung neuer Organisationen in den kurdischen Provinzen der Türkei und gleichzeitige Kurdenaufstände im Nordirak führten zu NATO-Manövern in diesen Gebieten und verstärkten Rüstungsmaßnahmen in der Grenzregion zum Iran, Irak und Syrien. Der Mittelostberater der Bundesregierung Franz von Cauzig befürchtete ein Auseinanderbrechen der Südostflanke: „Dieses hängt wiederum eng mit der Kurdenfrage zusammen, denn die separatistischen Ideen, die die Kurden verfolgten, werden zweifelsohne durch sowjetische Emissäre und halbintellektuelle kurdische Jugendliche, die an der Kurdenakademie in Bagdad erzogen wurden, geschürt. ... Dass das Versprechen, das im Vertrag von Sèvres den Kurden gegeben wurde, nämlich einen solchen selbständigen Staat zu schaffen, heute nicht mehr eingehalten werden kann, ohne dass der ganze Nahe Osten ein Flammenmeer wird, ist allen klar.“ (von Cauzig 1962, S. 120 ff.)

1971 putschte das Militär in der Türkei zum zweiten Mal.
 Erste Maßnahme der neuen von den Militärs eingesetzten Regierung war die Verhängung des Ausnahmezustandes über elf der 67 türkischen Provinzen. Vom Ausnahmezustand waren alle industriellen Zentren und die kurdischen Provinzen betroffen. Gewerkschaften und Linksparteien wurden verboten. Zahlreiche Prozesse wegen „Verstoßes gegen die Unteilbarkeit der Nation“ fanden in den kurdischen Provinzen statt. Presse- und Informationsfreiheit sowie der Schutz der Privatsphäre wurden aufgehoben. Im Frühjahr 1973 gab es noch 10.000 politische Gefangene in der Türkei. Besonders hart betroffen war Kurdistan. In Diyarbakýr und Siirt wurden Konzentrationslager für politische Gefangene eingerichtet. Allein in Diyarbakýr waren über 5.000 Personen verhaftet worden.

Die westdeutschen Militärs, die bereits in den 60er Jahren eine Militärdiktatur für die Türkei gefordert hatten, begrüßten den Putsch. Ein Verteidigungsexperte schreibt in der Europäischen Wehrkunde: „Im Gesamtgefüge der Türkei hat das Militär immer eine starke Position eingenommen. Diese starke Position des Militärs erzwang auch den Rücktritt der Regierung Demirel im März 1971 und hat dadurch die z.T. schon verschobenen Maßstäbe der NATO-Treue des Landes wieder in das richtige Maß zurückgeschraubt. Das Anwachsen des Linksradikalismus mit zunehmend bürgerkriegsähnlichen Tendenzen hatte eine latente Anti-USA-Stimmung erzeugt. ... Die Südostflanke schien in ernste Gefahren zu geraten. Unter dem Druck der Linksextremen drohten auch die türkisch-sowjetischen Beziehungen auszuufern.“ (Memel 1974, S. 246 f.)

In den 70er Jahren begann eine neue Hochrüstungsperiode der Türkei. Vor allem mit der Besetzung Zyperns 1974 durch türkische Truppen und der daraus sich ergebenden Verschärfung des Konflikts mit Griechenland wuchs der Waffenbedarf der Türkei. Die USA verhängten wegen der Besetzung Zyperns ein Lieferembargo für Rüstungsgüter an die Türkei. Die türkische Regierung verlagerte ihre Bestellungen in die Bundesrepublik, nach Frankreich und Großbritannien. Aus der Bundesrepublik wurden Leopardpanzer, Schützenpanzer, U-Boote, Kriegsschiffe, gepanzerte Mannschaftstransportwagen, Transall-Transportmaschinen, Marinehubschrauber, Kampfflugzeuge F-104 sowie im Rahmen der NATO-Hilfe Überschussmaterial geliefert.

Dieses Rüstungsprogramm führte zur Reduzierung aller anderen Industrialisierungs-, Landwirtschafts-, Sozial- und Bauprogramme in der Türkei. Die soziale Lage verschlechterte sich zunehmend. 1976 hatte die Arbeitslosigkeit einen Stand von 20 Prozent, die Inflationsrate knapp 50 Pro​zent erreicht. Es begann eine Zeit des ausgedehnten faschistischen - von der Regierung geduldeten - Terrors, um den Widerstand gegen diese Politik zu unterdrücken (Schmitt 1988, S. 54 f.).

1978 war die türkische Zentralbank nicht mehr in der Lage, ihre Kredittilgungen an das Ausland zu leisten. Der Internationale Währungsfond (IWF) und ein OECD-Türkei-Konsortium zwangen die Türkei, ein Beistandsabkommen abzuschließen, das ein Wirtschaftsprogramm diktierte, das die Verschuldung der Türkei bis heute in die Höhe treibt. Wesentliche Punkte waren der Ausbau des Energiesektors (Staudammprojekte in den kurdischen Provinzen), Niederlassungsfreiheit für ausländische Investoren, Einfrieren der Löhne und Gehälter sowie Ausbau des Tourismussektors. Verhandlungsführer des Türkei-Konsortiums waren der Finanzminister von Niedersachsen, Leisler-Kiep (CDU), und Bundesfinanzminister Matthöfer (SPD). Innerhalb der NATO wurde der Bundesrepublik die Führungsrolle für den Mittleren Osten und besonders für die Türkei zugeteilt.
 
Ende der 70er Jahre gerieten die westlichen Interessen unter Druck. Die politische, wirtschaftliche und strategische Lage war im Mittleren Osten instabil geworden. Mit dem Sturz des Schah-Regimes im Iran verloren die USA eine ihrer wichtigsten Bastionen. In ökonomischer Hinsicht konnte die Bundesrepublik nach einigen Jahren die Rolle der USA im Iran übernehmen. Aber die militärischen Stützpunkte im Iran blieben für die westliche Welt verloren. Die USA wollten auf Afghanistan ausweichen, dieses wurde aber von sowjetischen Truppen besetzt. Der Libanon entwickelte sich zu einem unkontrollierbaren Gebiet, der palästinensische Widerstand wuchs und der erste Golfkrieg zwischen dem Iran und Irak begann. Darüber hinaus sah der Westen seine Interessen durch die in allen Teilen Kurdistans entstehenden Unabhängigkeitsbewegungen bedroht. 

Die NATO-Tagungen der Jahre 1979 bis 1980 befassten sich mit der Lage in der Türkei und den Möglichkeiten der bewaffneten Unterdrückung des „separatistischen Terrors in Südostanatolien“. Der NATO-Oberbefehlshaber Alexander Haig versicherte den beunruhigten Regierungen der Bündnisstaaten, „ein Eintritt in die NATO bedeutet Sicherheit vor jeglichen revolutionären und sozialen Bewegungen“ (NATO-Brief 1/1979). Als Konsequenz wurde ein Milliarden-Rüstungs​pro​gramm für die Türkei aufgelegt, deren letzte Lieferungen 1994 aus der Bundesrepublik geleistet wurden.

Zur Absicherung des Militärputsch begann am 11. September 1980 - früher als ursprünglich vorgesehen - das NATO-Herbstmanöver „Anvil-Express“ in der Türkei. 3.000 Soldaten waren daran beteiligt, darunter 1.000 aus der Bundesrepublik.
 Das Manöver fand in den kurdischen Provinzen, wo das Kriegsrecht verhängt war, statt. 

Am 12. September 1980, einen Tag nach Beginn der Manöver, putschte erneut das türkische Militär und errichtete eine Militärjunta. Das NATO-Manöver hielt dem putschenden Militär den Rücken in Kurdistan frei. Eine Woche nach dem Putsch reiste Außenminister Genscher in die Türkei. Die Bundesregierung schloss mit der Militärjunta unverzüglich ein Abkommen über die Aufrüstung der Polizei ab (Schmitt 1988, S. 64 f.).

Die deutsche Botschaft meldete kurz nach dem Putsch „gedämpften Optimismus“, „weil die Wirtschaftspolitik jetzt ohne die Instabilität der vergangenen Monate sicher besser greift, vornehmlich im Bereich der Produktionssteigerungen. Es gibt zur Zeit keine Streiks mehr.“ (zit. n. Informationsbulletin Türkei 1988, S. 10 f.) Sprunghaft entwickelten sich nach dem Militärputsch die deutsche Investitionstätigkeit, die Kreditvergabe und die Rüstungslieferungen an das türkische Regime.

Im Bundestag begrüßte die Regierung die Machtübernahme der Militärs. Um den vor dem Militärregime Fliehenden die Einreise zu erschweren, wurde der Visumszwang für türkische Staatsbürger eingeführt.
 Deutsche Militärstrategen feierten den Putsch und den Terror der Militärjunta in Kurdistan und der Türkei: „Die Unfähigkeit von Regierung und Parlament, selbst mit dem Mitteln eines örtlich begrenzten und ab April 1980 auf 20 der 67 Provinzen ausgedehnten Ausnahmezustandes Ruhe und Ordnung wiederherzustellen, führte schließlich innerhalb von 20 Jahren zum dritten Mal zur Machtübernahme durch das Militär, dessen Eingreifen für die breite Masse der Bevölkerung die Hoffnung auf ein endgültiges Ende des Terrors, auf wirtschaftliche Genesung und auf Rückkehr zu einer funktionsfähigen Demokratie begründete ... Bereits bis Ende 1980 ... sind nach Auskunft der Kriegsrechtsverwaltung über 43.000 Verdächtige als politische Extremisten in Haft genommen worden, mehr als zwei Drittel von ihnen befinden sich heute hinter Gittern, davon 2.000 verurteilt, 24.000 angeklagt und fast 4.000 in Untersuchungshaft.“ (Reckzeh 1982, S. 22)

Die Menschenrechtsverletzungen der Militärjunta nahmen solche Ausmaße an, dass Frankreich, Norwegen, Dänemark, Schweden und die Niederlande die Türkei vor dem Europäischen Menschenrechtsgerichtshof verklagten. Die Türkei wurde von den Sitzungen des Europarates gegen den Widerstand der Bundesrepublik suspendiert. Die Klage vor dem Europarat wurde 1986 auf Druck der Bundesrepublik wieder zurückgezogen. Die Türkei konnte ihren Sitz im Europarat wieder einnehmen.

Über das Ziel, in der Region des Nahen und Mittleren Ostens auch außerhalb der NATO-Grenzen Einfluss zu gewinnen, besteht innerhalb der NATO einschließlich der entsprechenden Regierungs- und Militärkreise in der Bundesrepublik und über alle Parteigrenzen hinweg seit lan​gem Übereinstimmung. Die Türkei und vor allem die kurdische Region spielen dabei eine besondere Rolle. So schrieb der Staatssekretär im Bundesverteidigungsministerium Lothar Rühl 1981: „Auch ... der Versuch, einen Teil des türkischen Gebietes, z.B. in Kurdistan, von der Türkei abzu​trennen, könnten den latenten geopolitischen Zusammenhang zwischen Mittlerem Osten und dem atlantischen Bündnisbereich in einem akuten Konflikt hervortreten lassen und entsprechende Konsequenzen nach sich ziehen ... Zum ersten Mal seit dem 2. Weltkrieg erscheinen Westeuropa oder westeuropäische Staaten im Nahen und Mittleren Osten wieder als ein potentieller Verbünde​ter bei der Wahrung der eigenen Unabhängigkeit und selbst in der Verteidigung gegen fremde Bedrohung oder gegen inneren Umsturz ... Die strategische Herausforderung ist unabweislich: Am Golf liegen die größten bekannten Erdölreserven der Welt auf politisch unsicherem und sozial beweglichem Boden, in dem Verwerfungen unter dem Druck der revolutionären Veränderungen der Existenzbedingungen im Öl- und Geldfluss drohen.“ (Europäische Wehrkunde 2/1981, S. 50 f.)

2.2.7. Die Bedeutung der Türkei für die außenpolitischen Interessen 

der Bundesrepublik Deutschland

Seit der Staatsgründung der modernen Türkei wurden von ihrem Staatsgründer Mustafa Kemal Atatürk entscheidende Weichen zur Ausrichtung der Türkei nach Westen gelegt. Mit dem NATO-Beitritt und dem Beitritt zu den westlichen Wirtschaftsbündnissen nach dem Zweiten Weltkrieg erhielt die Türkei die Rolle des Verteidigers der Südflanke und wurde zum Eckpfeiler des westlichen Bündnissystems. Nach dem Zusammenbruch der sozialistischen Staaten und der Auflösung des Warschauer Paktes veränderte sich das Beziehungsgefüge in allen politischen Bereichen nachhaltig. Das strategische Kräfteverhältnis, die internationalen Beziehungen im militärischen, politischen und wirtschaftlichen Bereich, die Beziehungen der westlichen Staaten untereinander und zur USA sind davon betroffen. Nachdem türkische Politiker zunächst befürchteten, für die europäischen Staaten an Bedeutung verloren zu haben, zeigt sich heute, dass die Entwicklungen in der ehemaligen Sowjetunion, auf dem Balkan und im Nahen Osten die Rolle der Türkei eher gestärkt haben.

Der frühere Außenminister Kinkel definiert die neue Rolle der Türkei so: „Es ist so, dass die Türkei für uns eine hohe strategische, politische, wirtschaftliche, kulturelle Bedeutung hat, insbesondere nach dem Wegfall des Ost-West-Konflikts. Dies ist der Fall im bilateralen Bereich, aber eben auch, was Europa insgesamt anbelangt. Die Türkei gewinnt eine Brückenfunktion an der Nahtstelle zwischen Europa und Asien, zwischen Christentum und Islam.“
 

Die Türkei bietet sich als sicheres „Tor nach Osten“
 an und drängt auf Vollmitgliedschaft in der Europäischen Union. Allein schon auf Grund der geografischen Lage als Land des Übergangs von Europa in den Orient sowie zwischen dem Mittelmeer- und dem Schwarzmeerraum spielt die Türkei eine bedeutende Rolle für die europäischen Staaten und die NATO. Insbesondere nachdem sich die NATO 1992 selbst die Aufgabe einer „westlichen Ordnungspolitik und Ausstrahlung westlicher Sicherheit auf den gesamten bisher von Moskau beherrschten zentralasiatischen Raum mit seinen Turkvölkern und seiner islamischen Kultur“ (Rühl 1992, S. 296) zugedacht hat.

Lothar Rühl, ehemaliger Staatssekretär im Bundesverteidigungsministerium, hat die Funktion der Türkei für die atlantische Allianz und die Europäische Union (EU) in fünf Optionen definiert:

„1. Die Option einer Ordnungsfunktion im Schwarzen Meer,

 2. die Option einer Sicherheitsfunktion auf dem Balkan,

 3. die Option einer Kaukasus-Kooperation,

 4. die Option einer Ordnungsfunktion in Zentralasien, 

 5. die Option einer Abschirmung gegenüber dem Mittleren Osten und der äußeren Stabilisierung der Golf-Region und des Nahen Ostens.“ (ebd.)

Bezüglich dieser Optionen besteht in den deutsch-türkischen bzw. europäisch-türkischen Beziehungen Übereinstimmung. Während der Westen unter dem Begriff „Neue Weltordnung“ nach Osten strebt, versucht die Türkei ebenfalls, ihre Macht unter den Bedingungen der neuen Weltlage auszudehnen, und schreibt sich selbst die Rolle als „regionale Führungsmacht“ zu. 

Die von Rühl formulierten Optionen sind Bestandteil deutscher Politik im Mittleren Osten. Die EG-Außenminister bestätigten diese Rolle der Türkei auf ihrem Treffen im Mai 1992 in Portugal. 

Die Aufrechterhaltung der Erinnerung an durch das osmanische Reich verfolgte Minderheiten werden von der deutschen Politik genauso wie Proteste gegen die Unterdrückung der kurdischen Bevölkerung in der heutigen Türkei als Störfaktor der deutsch-türkischen Beziehungen gewertet. Für Rühl als Strategen einer neuen deutschen Großmachtpolitik stellt die Erinnerung an den Völkermord an den Armeniern nur eine Störung seiner außenpolitischen Ziele dar. „Die Erinnerung an das Schicksal der Armenier im Ersten Weltkrieg hält in Westeuropa, vor allem in Frankreich, kaum vermindert an. Wenn auch solche Ressentiments in Deutschland weniger virulent sind, beginnen doch, die linksextreme Opposition aus der Türkei selbst und der kurdische Nationalismus gegen den türkischen Staat politisch zu wirken, vor allem auf der linken Seite des deutschen Parteien- und Gewerkschaftsspektrums. Eine neue Krise in den deutsch-türkischen Beziehungen, die tiefer greifen dürfte als zeitweilige Irritationen zwischen Regierungen und politischen Parteien, kündigt sich als Teil einer allgemeinen Spannung im Verhältnis zwischen Europa und der Türkei an.“ (ebd.)

Die immer wieder von den in der Bundesrepublik lebenden kurdischen Migran​ten vehement vorgetragene Forderung, die Unterstützung für ein menschenrechtsverletzendes Re​gime einzustellen, wird von der deutschen Außenpolitik als hemmender Faktor deutscher Interessen im Nahen Osten betrachtet. Das Verbot der PKK in Deutschland ist in diesem Zusammenhang zu sehen. 

Allerdings dienten die offensichtlichen Menschenrechtsverletzungen in der Türkei der Bundesregierung stets als Vorwand, um den türkischen Wunsch nach Mitgliedschaft in der EU zurückzuweisen. Aus Angst vor verstärkter Migration aus der Türkei durch die Freizügigkeit innerhalb der EU und vor islamischen Einflüssen im christlichen Europa zog die Bundesregierung unter Helmut Kohl stets andere Bewerber vor. Nachdem die Bundesregierung Ankara jahrelang mit Versprechungen hingehalten hatte, kam es 1998 zu schweren Verstimmungen zwischen Kohl und dem tür​kischen Ministerpräsidenten Yýlmaz als die Türkei zu Recht die deutsche Bundesregierung dafür verantwortlich machte, nicht in den Kreis der Beitrittskandidaten aufgenommen worden zu sein.

Deutschlands Ziel in den deutsch-türkischen Beziehungen ist über mehr als ein Jahrhundert hinweg das gleiche geblieben, nämlich sich Einfluss auf die Ölquellen im Nahen und Mittleren Osten zu sichern. Geschäfte großen Ausmaßes sind in der Türkei und den mit ihr über Wirtschaftskooperationsverträge verbundenen Schwarzmeer-Anrainerstaaten sowie den zentralasiatischen Turkrepubliken zu machen. Nach dem Ende des Kalten Krieges ist die Türkei nicht mehr Bollwerk der gesamten westlichen Welt gegen den Osten, sondern Sprungbrett in die mittelöstlichen Staaten sowie Schirm gegen den zum neuen Feindbild aufgebauten Islam. Im Kampf um Rohstoffe, Absatzmärkte und politische Einflussbereiche steht das wieder erstarkte Deutschland bzw. das sich konstituierende Europa in der Türkei wie im übrigen Mittleren Osten in Konkurrenz zu den USA. 

Kurdistan nimmt eine geografische Schlüsselstellung im Mittleren Osten ein. In Kurdistan kreuzen sich die Wege von Europa in den arabischen Raum Richtung Suezkanal, Persischer Golf, in den Iran, in den Kaukasus und nach Zentralasien. Kurdistan ist reich an Rohstoffen, aus den kurdischen Bergen fließt das Wasser des Euphrat und Tigris, das Syrien und den Irak mit Wasser versorgt.
 

Die geostrategisch bedeutende Lage ist für die Kurden Fluch und Segen zugleich. Wäre ihr Land unbedeutend, würde sich Europa kaum für ihr Schicksal interessieren. Gleichzeitig würde aber dem türkischen Regime nicht solche Unterstützung durch die europäischen Länder und die USA zuteil werden. Der kurdische Befreiungskampf bedroht die von den Großmächten sorgsam in ihrem Interesse geschaffene „Stabilität“ im Mittleren Osten. 

Sicher hätte Deutschland flexiblere Aufstandsbekämpfungskonzepte bevorzugt als das Vorgehen des türkischen Militärs, das durch das hartnäckige Festhalten an der nationalistischen Ideologie und an einer militärischen Lösungsoption den Bruch zur kurdischen Bevölkerung ständig vertieft. Weil sie fürchtet, dass die Angriffe des türkischen Militär die kurdische Zivilbevölkerung „in die Arme der PKK treibt“, mahnt die deutsche Bundesregierung immer wieder die Einhaltung der Menschenrechte an. Aber weder die türkischen Politiker - ganz gleich von welcher Partei - noch die Militärs sind bisher bereit oder in der Lage, der Kurdistanfrage anders als mit Panzern zu begegnen. 

Um sich die guten Beziehungen zum türkischen Regime zu sichern und um ihre starke Stellung in der Türkei nicht an die USA zu verlieren, hat sich die Regierung unter Bundeskanzler Kohl und Außenminister Kinkel zunehmend hinter die Kurdenpolitik der türkischen Regierung gestellt.
 

Auch nach dem Wechsel zu einer rot-grünen Regierung 1998 sind die außenpolitischen Ziele weiterhin auf eine Ausdehnung des deutschen Einflusses im Nahen und Mittleren Osten ausgerichtet. Die Kontinuität in der Türkeipolitik zeigt sich in der Fortführung von Waffenlieferungen an die Türkei.

Außenminister Fischer
 übernimmt die Behauptung seines Vorgängers Kinkel, es gäbe keine Beweise für den Einsatz deutscher Waffen gegen die kurdische Zivilbevölkerung: „Die Bundesregierung verfügt über keine Erkenntnisse, dass aus Deutschland geliefert Waffen von den türkischen Streitkräften gegen die kurdische Zivilbevölkerung oder bei grenzüberschreitenden Operationen eingesetzt wurden,“ antwortete das Auswärtige Amt auf eine diesbezügliche Anfrage im Deutschen Bundestag (Bundestagsdrucksache 14/183; taz, 3.3.99).

Im Gegensatz zur christ-liberalen Koalition setzt die rot-grüne Regierung auf die umfassende Europäisierung der Türkei. Mit einer glaubwürdigen Beitrittsperspektive für die Europäische Union verschafft sie den europäisch orientierten Reformkräften in der Türkei Auftrieb. Dieser Schritt scheint geeignet, die Bedingungen für eine friedliche Lösung der türkisch-kurdischen Konflikts zu verbessern. Ob er ausreichen wird, die herrschenden Eliten in der Türkei zu einem Einlenken zu bewegen, wird die Geschichte zeigen. Im Zweifelsfalle wird aber auch die Schröder-Regierung die Kontinuität deutscher Außenpolitik fortsetzen und gute Beziehungen zur türkischen Regierung einer Lösung der kurdischen Frage vorziehen. 

� Der Abschnitt Die deutsche Türkeipolitik ist eine überarbeitete Zusammenfassung meiner Diplomarbeit „Die kurdische Frage und die deutsch-türkischen Beziehungen“ (Skubsch 1994). Auszüge der Diplomarbeit wurden in den Einleitungen zu den „Quellentexten zu den deutsch-türkischen Beziehungen von 1837 bis 1996“ (Skubsch/Bürgel 1997) veröffentlicht.


� 1529 erste Belagerung Wiens durch die Türken, 1683 zweite Belagerung Wiens; beide Ereignisse gelten als wesentliche Entscheidungsschlachten um die Aufteilung Europas zwischen dem Osmanischen Reich und dem christlichen Abendland. Bei beiden Ereignissen unterlagen die türkischen Truppen.


� Zur Formulierung der deutschen Großmachtpolitik s. List 1883, de Lagarde 1891, Hilgruber 1967, Hallgarten/Radkau 1974, Rühl 1992.


� Artikel in „Welt am Morgen“, 21.11.1898. Zit. n.: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, Berlin (DDR) 1962, Sonderheft, IX. Jg., S. 252.


� Nach verschiedenen Quellen waren deutsche Militärs direkt an den Armenierverfolgungen beteiligt. Der preußische General Fritz Bronsart von Schellendorf, Mitglied der deutschen Militärmission in der Türkei und Chef des Generalstabes des osmanischen Feldheeres im Hauptquartier, ordnete Zwangsdeportierungen von Armeniern aus den östlichen Provinzen des Osmanischen Reiches persönlich an. Ein anderer deutscher Offizier, Major Boettrich, Chef der Eisenbahnlogistik im osmanischen Hauptquartier, setzte mit seinen Befehlen an die Eisenbahnverwaltung Deportationen von Armeniern über die von deutschen Firmen errichtete Bagdadbahn durch. Ein dritter Offizier, Eberhard von Wolfkiel, war an der Beschießung und anschließenden Zerstörung des armenischen Viertels von Urfa beteiligt (Der Tagesspiegel 24.4.1997, Özgür Politika 27.4.1998, Kurdistan Rundbrief, 15.5.1998).


� Vergl. Nadolny 1955, S. 104 f. Rudolf Nadolny war 1924-32 deutscher Botschafter in Ankara.


� Chrom ist ein wichtiger Rohstoff für die Rüstungsproduktion. Für den Flugzeugbau, für Panzerplatten und Kanonen sind Chromlegierungen nötig. Die türkische Chromerzproduktion betrug 17 Prozent der Weltförderung und machte 52 Prozent der deutschen Chromerzeinfuhren aus. Die deutschen Chromeinfuhren aus der Türkei stiegen von 35.000 RM auf 3.437 Mill. RM jährlich im Zeitraum von 1929 bis 1937 (Glasneck 1968, S. 25 f.). Auch Keskin schreibt: „Am 9. Oktober 1941 kam es zwischen der Türkei und Deutschland zu einem Wirtschaftsvertrag, wonach die Türkei aus Deutschland Rüstungsgüter in Höhe von 100 Millionen TL im Ausgleich für Chromlieferungen bekommen sollte.“ (Keskin 1978, S. 111) Die Türkei stellte die Chromlieferungen nach Deutschland erst im April 1944 auf massiven Druck der Alliierten ein (Jäschke, S. 24 f.).


� Nach dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion 1941 sah der türkische Staatspräsident Ismet Inönü die türkischen Interessen eng mit Deutschland verbunden: „Die Deutschen rücken stündlich 80 km vor. Unter diesen Verhältnissen werden die Russen innerhalb von eineinhalb Monaten besiegt sein. Das ist ein großer Gewinn für uns, wir werden den Kaukasus nehmen und die Einwohnerzahl der Türkei wird 30 Millionen betragen. Außerdem werden wir das Erdölgebiet von Baku bekommen.“ (Granda o. J., S. 428).


� Als Panturanismus werden die Bestrebungen, alle Turkvölker von der Türkei bis nach Mittelasien in einem Großreich zusammenzufassen, bezeichnet. 


� Eines setzte sich aus Turkestanern, ein anderes aus Aserbeidschanern, ein drittes aus Wolga-Uraltürken und ein viertes aus Krimtartaren zusammen. Ein ausführlicher Bericht über den Einsatz der turanischen Truppen findet sich bei Thorwald 1952; s.a. Önder 1977, S. 148 f., Krecker 1964, S. 220 f., Hostler 1960.


� Schritte der Türkei in das westliche Bündnissystem: 1947 unterzeichnete die türkische Regierung ein Abkommen zur militärischen Zusammenarbeit mit den USA; durch die Marshall-Plan-Kredite wurde die Türkei während des Kalten Krieges festes Mitglied im westlichen Block; im Juli 1950 schickte die Türkei ein erstes Kontingent von 4.500 Soldaten in den Koreakrieg; ab 1952 wurde die Türkei Vollmitglied in der NATO; noch 1952 wurde das NATO-Hauptquartier Süd nach Izmir verlegt; 1963 schloss die Türkei mit der EG ein Assoziierungsabkommen.


� Alparslan Türkeþ war Führer der faschistischen MHP, besser bekannt unter der Bezeichnung Grauen Wölfe.


� Zur Arbeitsmigration aus der Türkei in die Bundesrepublik s. Abschnitt 4.1.Gründe für die Migration.


� Durch das Programm einer Mechanisierung der Landwirtschaft und der Übergang zur Düngewirtschaft setzte in den 60er Jahren eine große Landflucht ein. Aufgrund der geringen Industrialisierung explodierte die Erwerbslosigkeit, Anfang der 70er Jahre betrug die Zahl der dauerhaften Arbeitslosen in der Türkei ca. zwei Millionen.


� Eine ausführliche Darstellung des Militärputsch und der hinter dem türkischen Militär stehenden US-Berater findet sich bei Weiher 1978, S. 155 f.


� Vergl. Spiegel 10.2.1980: Türkeihilfe. Mit Blankoscheck.


� An dem Manöver beteiligten sich AMF-Truppen aus Merzig-Wadern, Oldenburg, Bruchsal und Karlsruhe. Siehe: Manöverberichte, Europäische Wehrkunde 10/1980, S. 522 und Schmitt 1988, S. 64 f.


� Am 5.10.1980 beschloss die sozialliberale Koalition die Visumspflicht.


� Interview des Deutschlandfunks mit Kinkel, Auswärtiges Amt, Mitteilung an die Presse Nr. 1009/94, Bonn 20.1.1994.


� „Die Türkei will in und für Europa das stabile Tor nach Osten sein,“ so der spätere Ministerpräsident und Vorsitzende der Mutterlandspartei (ANAP) Mesut Yýlmaz in der FR vom 28.1.1994.


� Auf dem EU-Gipfel in Luxemburg 1998 wurde die Türkische Republik auf Betreiben Deutschlands und Griechenlands offiziell aus dem Kreis der Beitrittsbewerber ausgeschlossen. Daraufhin griff die türkische Regierung die Bundesregierung scharf an. Der türkische Ministerpräsident Yılmaz: „Kohl ist unser alter Freund und unser neuer Feind.“


� Zur Bedeutung des Rohstoffs Wassers im Nahen Osten siehe Hinz-Karadeniz/Stoodt 1993.


� Ludger Volmer, heute Staatsminister im Auswärtigen Amt, sieht im Gegensatz dazu in der drohenden Islamisierung das Motiv für die widersprüchliche Außenpolitik: „Hinter der mangelnden Durchschlagskraft der Diplomatie stand das westliche Dilemma, die Türkei zwar demokratisieren und zu einer Anerkennung westlicher Ansprüche bewegen zu wollen, ohne sie jedoch so zu brüskieren, dass sie ihre Westbindung zugunsten einer islamistischen Orientierung aufgäbe.“ (Volmer 1998, S. 450) 


Mit der „tagtägliche Bindung“ zwischen der Türkei und Deutschland durch die Migranten aus der Türkei rechtfertigt der SPD-Politiker Freimut Duve die Qualität der deutsch-türkischen Beziehungen. „Niemals zuvor gab es über eine solche Entfernung hinweg eine so massive, friedliche, freiwillige Einwanderung. ... Wer meint, man könne die engen realen Bindungen zwischen beiden Ländern per Knopfdruck einfrieren, irrt.“ (Duve. In: taz, 18.04.1995).


� Bereits im Koalitionsprotokoll wurde die Türkei von der Bedingung der Beachtung de Menschenrechte bei Waffenlieferungen ausgenommen: „Die rot-grüne Regierung will die Beachtung der Menschenrechte zu einer Bedingung für Waffenlieferungen machen. ... Grundsätzlich sollen Rüstungsexporte außerhalb der NATO und der EU weiter restriktiv gehandhabt werden. Der Hinweis ‘außerhalb der NATO’ im Koalitionsvertrag könnte darauf schließen lassen, dass der Bündnispartner Türkei auch weiterhin mit uneingeschränkter deutscher Hilfe rechnen kann.“ (FR, 21.10.98).


� Zur Türkei-Politik der Grünen s. Volmer 1998, S. 447 ff.
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